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7. Wahlperiode 

16. 04. 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hauser (Krefeld), Lampersbach, Schmidhuber, Kunz (Berlin), 
Dr. Becker (Mönchengladbach), Engeisberger, Dr. Jobst, Pohlmann, Dr. Unland, 
Rollmann, Sick, Schedl, Tillmann, Schmitz (Baesweiler), Biehle, Niegel, Schröder 
(Lüneburg), Frau Pieser, Dr. Franz, Bremer und Genossen 


betr. Untersuchung der Prognos AG 


Die Mittelstandspolitik der Bundesregierung scheint sich gegen- 
wärtig damit zu begnügen, das im Auftrag des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft von der Prognos AG, Basel, erstellte Gut- 
achten zum Thema „Analyse und Prognose der Unternehmens- 
größenstruktur in der Bundesrepublik Deutschland für den Zeit- 
raum von 1961 bis 1985" zu zitieren. Dabei schließen sich Mit- 
glieder der Bundesregierung in der Regel gern dem Ergebnis 
dieser Untersuchung an, wonach sich die prognostizierten Ab- 
weichungen von der bisherigen Unternehmensgrößenstruktur 
der deutschen Wirtschaft bis 1985 in engen Grenzen halten 
sollen. Dadurch wird der Eindruck erweckt, als bedürfe es kei- 
ner gezielten zukunftsorientierten Mittelstandspolitik, da die 
Zahl der Selbständigen bis zum Jahre 1985 ohnehin annähernd 
konstant bleibe. Eine konkrete Stellungnahme zu den wichtig- 
sten Einzelergebnissen und Feststellungen des Gutachtens hat 
die Bundesregierung jedoch bislang verabsäumt. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die dem Prognos-Gut- 
achten zugrunde liegende Methode, aus der positiven Ent- 
wicklung der Unternehmensgrößenstruktur in der Bundes- 
republik zwischen den Jahren 1961 und 1970 unter CDU/- 
CSU-geführten Bundesregierungen auf eine ähnlich posi- 
tiv verlaufende Entwicklung in den Jahren 1975 bis 1985 
schließen zu können? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, zuzugestehen, daß eine 
Grundvoraussetzung für die Realisierung der in dem Pro- 
gnos-Gutachten für 1985 prognostizierten Unternehmens- 
größenstruktur eine Kurskorrektur in der wirtschafts-, 
gesellschafts- und Mittelstandspolitik ist? 
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3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Pro- 
gnos-Gutachten die gerade seit Ende 1973 von den Energie- 
und Rohstoffmärkten sowie den weltwirtschaftlichen Ver- 
änderungen ausgehenden Effekte in ihrer Wirkung auf die 
Entwicklung der Betriebsgrößenstrukturen sowie die Ent- 
wicklungsmöglichkeiten der mittelständischen Unterneh- 
men völlig außer acht läßt und daher auch infolge dieser 
geänderten außenwirtschaftlichen Verhältnisse ein Ver- 
gleich mit der Entwicklung zwischen 1961 und 1970 mehr 
als gewagt erscheint? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die dem 
Gutachten zugrunde liegende Methode einer pauschalen 
Saldierung von Plus- und Minuszahlen die strukturellen 
Wandlungsprozesse gerade in der mittelständischen Wirt- 
schaft stark verschleiert, daß dadurch ein zu positiv ge- 
färbtes Gesamtergebnis der Entwicklungstendenzen ver- 
ursacht wird und der Aussagewert des Gutachtens für 
bestimmte Wirtschaftsbereiche infolgedessen unzureichend 
wird? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung des 
Prognos-Gutachtens, daß es „keine generelle Konzentra- 
tionstendenz in der deutschen Wirtschaft" gäbe und „die 
Konzentration der Unternehmen aller Wirtschaftsbereiche 
sich in Zukunft insgesamt nicht weiter fortsetzen" werde 
angesichts der jüngsten amtlichen Zahlen des Bundeskar- 
tellamtes über eine weitere Beschleunigung des Konzen- 
trationsprozesses im Jahre 1974, wonach 1974 die höchste 
Zahl von Konzentrationsvorgängen seit 1966 vom Bundes- 
kartellamt erfaßt wurde und allein gegenüber 1973 eine 
Zunahme von 31 v. H. zu verzeichnen ist (Tagesnachrichten 
des Bundesministers für Wirtschaft vom 12. Februar 1975)? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein entschei- 
dender Mangel des Gutachtens in der Tatsache begründet 
ist, daß sich die Darstellung und Analyse der Lage und 
Aussichten der mittelständischen Unternehmen nicht auf 
die Zugehörigkeit der Betriebe zu Organisationsformen 
(Industrie, Handel, Handwerk) konzentriert und dadurch 
der gewaltige Strukturwandel gerade im mittelständischen 
Bereich nicht sichtbar wird? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die im Prognos-Gut- 
achten vorgenommene Aufgliederung der Altersstrukturen 
in lediglich zwei Gruppen (unter und über 45 Jahre) hin- 
sichtlich der Möglichkeiten zur Analyse der Verschiebun- 
gen im Altersaufbau sowie für die Attraktivität selbstän- 
diger unternehmerischer Tätigkeit? 

8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß im Pro- 
gnos-Gutachten zwar objektiv feststellbare Kriterien für 
die Entwicklung der Unternehmensgrößenstruktur be- 
rücksichtigt sind, die weitaus wichtigeren gesellschafts- 
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politisch und psychologisch bedeutsamen Einflußfaktoren 
sowie der sich ständig ändernde Datenkranz der staatlichen 
Wirtschaftspolitik dagegen völlig unzureichend berücksich- 
tigt werden? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung des 
Prognos-Gutachtens, wonach „die Bereitschaft zur Selb- 
ständigkeit" nicht abnehme und es für entgegengesetzte 
Annahmen keine empirischen Belege gäbe, angesichts ihrer 
Feststellung in der Antwort auf die Große Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion betreffend mittelständische Wirtschaft 
in der sechsten Wahlperiode, in der sie einräumen mußte, 
daß die wirtschaftliche Selbständigkeit an Attraktivität zu 
verlieren „scheine"? 

10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Prognos- 
Gutachtens, daß es sich bei der „Abnahme der Selbstän- 
digenzahlen in den letzten Jahren" um einen „normalen 
marktwirtschaftlichen Vorgang" handle angesichts der 
jüngsten Ergebnisse der amtlichen Konkursstatistik des 
Statistischen Bundesamtes, wonach die Zahl der Konkurse 
seit 1973 emporschnellte und 1974 mit 7222 einen absolu- 
ten Höchststand in der Nachkriegsgeschichte der Bundes- 
republik Deutschland erzielte? 

11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der fehlen- 
den Emissionsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
ebenso wie der Frage der Kreditkonditionen unter betriebs- 
größendifferenzierenden Gesichtspunkten keine verzerren- 
de Wirkung beigemessen werden kann angesichts der 
umstrittenen Tatsache, daß die Eigenfinanzierungsquote 
speziell bei mittelständischen Unternehmen ständig rück- 
läufig und im Vergleich zu emissionsfähigen Unternehmen 
unzureichend ist? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, aus der Feststellung des 
Prognos-Gutachtens, wonach mit steigender Unterneh- 
mensgröße die Zahl der patentierten Erfindungen pro 
Dollar Forschungs- und Entwicklungsausgaben geringer 
wird, die nötigen Konsequenzen im Rahmen der staatlichen 
Forschungsförderung zu ziehen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, künftig sicherzustellen, daß nicht wie bislang 
95 v. H. der staatlichen Forschungsförderungsmittel an 
Großbetriebe gezahlt werden, obwohl deren Forschungs- 
ergebnisse relativ geringer sind als die bei Klein- und 
Mittelbetrieben? 


Bonn, den 16. April 1975 
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